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Sozial geforderter Wohnungsbau

.Immer weniger Sozialwohnungen, drastisch steigende Baukosten und eine hohe Nachfrage sind
eine gefahrliche Mischung”, sagte Stadtetags-Prasident und Oberblrgermeister von MUnster, Mar-
kus Lewe (CDU), laut Mitteilung. , Der Wohnungsbau legt gerade eine Vollbremsung hin, weil es sich
derzeit fUr niemanden rechnet, neue Hauser oder Wohnungen zu bauen.”

Mit Neubau allein lieBe sich das Problem des Wohnraummangels nicht I6sen, auch Bestandswoh-
nungen mussten in den Blick genommen werden. Laut Stadtetag leben etwa 15 Prozent der Men-
schen in Stadten in zu kleinen, Uberbelegten Wohnungen. Gleichzeitig leben vor allem altere Men-
schen in sehr groBen Wohnungen. Fir sie lohne sich ein Tausch mit neuen Mietvertragen nicht. Hier
muUssten neue innovative Instrumente her.

Wohnen gehort zu den entscheidenden sozialen und materiellen Grundbedurfnissen menschlicher
Existenz und nimmt erheblichen Einfluss auf die Lebensqualitat. Die Unterstlitzung von Haushalten
mit geringem Einkommen, die sich am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen kénnen,
ist Aufgabe des Sozialstaates. Wesentliche Instrumente der deutschen Wohnungspolitik stellen die
soziale Wohnraumforderung und die Gewahrung von Wohngeld zur Sicherstellung der Mietzah-
lungsfahigkeit dar.

Von der vorgenannten Problematik ist auch Meerbusch betroffen. Um hier nach Lésungsansatzen
und maoglichen Strategien zu suchen, wurde von einigen Parteien ein Sonderausschuss zu diesem
Themenkreis beantragt. Aktuell stellt sich die Situation in Meerbusch wie folgt dar:

In Nordrhein-Westfalen gibt es immer weniger Sozialwohnungen. Der Bestand ist von Ende 2021 bis
Ende 2022 um knapp 7.000 auf etwa 435.000 gesunken. Die Grunde hierfur sind vielfaltig. Neu
bewilligt wurden in 2022 in NRW 3.631 Sozialwohnungen. Das sind 853 weniger als ein Jahr davor.
Trotzdem befinden sich damit im bevolkerungsreichsten Bundesland NRW nach Angaben des Lan-
desbauministeriums immer noch 40 Prozent aller bundesweit verfligbaren Sozialwohnungen. Bei
Sozialwohnungen sind die Mieten staatlich reguliert. Nur Menschen, bei denen die Behorden einen
besonderen Bedarf sehen, durfen dort wohnen. Das gilt allerdings nur fur eine bestimmte Zeit (Bin-
dung), danach koénnen die Wohnungen normal am Markt vermietet werden. Die Dauer dieser Bin-
dung ist in den Landern unterschiedlich geregelt. In NRW gibt es auch ein Forderangebot der Landes-
regierung, das die Verlangerung von Bindungen vorsieht. Weil aber in der Vergangenheit zu wenig
neu gebaut wurde, schrumpft die Zahl der Sozialwohnungen seit Jahren.

Insgesamt gibt es in der Stadt Meerbusch 688 Sozialwohnungen. Diese verteilen sich auf 268
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Wohneinheiten in Buderich, 113 Wohneinheiten in Lank, sowie 212 Wohneinheiten in Osterath. Auf
Strimp entfallen 89 Wohneinheiten und in Bdsinghoven sind es nur 6 Wohneinheiten. Die Einzelauf-
stellung ist dieser Vorlage in Form einer Tabelle als Anlage beigeflgt.

Im Jahr 2018 wurden ausschlieBlich in Lank 18 geférderte Wohnungen gebaut und fertiggestellt.
2019 dann 12 Wohnungen in Osterath und 5 Wohnungen in Buderich. Das Jahr 2020 zeichnete sich
dann durch eine deutlich hohere Anzahl an geschaffenen geforderten Wohnungen aus. Dabei wur-
den in Buderich insgesamt 59 Wohnungen bezugsfertig, in Lank 15 und in Osterath weitere 32. In
2021 wurden 12 Wohnungen und in 2022 dann 17 Wohneinheiten ausschlieBlich in Osterath fertig-
gestellt. Im Jahr 2023 wurden 24 Wohnungen in Strimp bezugsfertig. Insgesamt wurden also seit
2018 in Meerbusch 194 geforderte Wohnungen gebaut.

Zwar hat die Stadt festgelegt, dass fur alle stadtischen Grundsticke, auf denen es um die Schaffung
von Wohnraum geht, ab 20 Wohneinheiten eine Quote von mindestens 30% flr den Anteil von
sozialem Wohnraum einzuhalten ist, ansonsten ist die Einflussnahme aber relativ begrenzt, da sich
Bauherren finden mussen die daran Interesse haben, in diesem Segment zu bauen. Das ist momen-
tan relativ schwierig, da enorm gestiegene Baukosten gegenuber relativ niedrigen Mieteinnahmen im
geforderten Wohnungsbau stehen. Die Mietenobergrenzen haben sich aufgrund der Preisbindung
seit 2011 nur geringfligig erhoht und liegen mit 6,50 €/m2 in Meerbusch (Mietniveau 4) deutlich
unterhalb von frei finanzierten Angeboten. Das macht den sozialen Wohnungsbau aktuell ziemlich
unattraktiv fUr Investoren. Zudem werden freie Baulandflachen gerade in Ballungsraumen immer
knapper und teurer. Hier werden jedoch mittlerweile auch andere Konzepte - wie z.B. die Aufsto-
ckung von Gebauden - verfolgt.

In Planung befinden sich im Bereich des geforderten Wohnraumes in Meerbusch aktuell noch der
Kalverdonk und das Areal Bohler I, wobei hier noch keine konkreten Zahlen Uber die Anzahl der
geforderten Wohnungen benannt werden kénnen. Fir Lank sind im Rahmen der Richtlinie zur For-
derung der Modernisierung von Wohnraum 48 Wohneinheiten geplant und fir Blderich ca. 60
Wohnungen.

Absehbar wird jedoch ein deutlich hoherer Bedarf an preisglinstigem Wohnraum in den nachsten
Jahren gegeben sein, als die bis jetzt in Planung befindlichen Angebote abdecken kénnen.

Neben den Leistungsberechtigten nach dem SGB Il (Grundsicherung fur Arbeitssuchende) und nach
dem 3. und 4. Kapitel des SGB XlI (Hilfe zum Lebensunterhalt, Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung) sind auch die Wohngeldempfanger zum unmittelbaren Kreis der Bedarfstrager fur
sozial geforderten Wohnraum zu nennen. Unter Berlcksichtigung der angestiegenen Mieten in
jungster Vergangenheit bei gleichzeitiger Stagnation der Einkommen, ist allerdings davon auszuge-
hen, dass darlber hinaus noch erheblich mehr Haushalte Probleme haben durften, angemessenen
und gleichzeitig bezahlbaren Wohnraum zu finden.

Laut Wohnungsmarktbericht der NRW Bank fir 2022 werden wie in den Vorjahren fir Gefllchteten
und Asylberechtigten tberwiegend schlechte bis sehr schlechte Chancen attestiert, sich mit adaqua-
tem und bezahlbarem Wohnraum zu versorgen. Viele Haushalte leben trotz Anerkennung ihres
FlGichtlingsstatus noch als , Fehlbeleger” in Sammelunterkinften. Des Weiteren werden zum ersten
Mal seit mehreren Jahren die Chancen flr Rollstuhinutzer und altere Menschen sehr unterschiedlich
von den Experten eingeschatzt. Wahrend es die Rollstuhinutzer auf dem Wohnungsmarkt besonders
schwer haben, gelingt es alteren Menschen nach Einschatzung der Experten leichter eine — zumin-
dest barrierearme — Wohnung zu finden.

Ahnlich schwierig wie im Vorjahr wird die Situation von Familien mit mehreren Kindern eingeschatzt.

Auch hier sehen Uber 70 Prozent der befragten Fachleute schlechte Chancen, eine angemessene
Wohnung zu finden. Das kann ein Indiz dafir sein, dass nicht genug bezahlbare groBe Wohnungen
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vorhanden sind beziehungsweise neu gebaut werden. Tatsachlich zeigt die Bautatigkeitsstatistik,
dass Neubauwohnungen im Mittel kleiner werden. Als unverandert schlecht stufen die Fachleute
auch die Versorgungschancen von Haushalten ein, die Uber ein niedriges Einkommen verfligen.

Einen auf Meerbusch runter gebrochenen Wohnungsmarktbericht der NRW Bank ist ebenfalls als
Anlage zur Vorlage beigefligt.

Aktuell sind in Meerbusch 203 anerkannte Fllchtlinge in den Unterklnften, die dort nicht mehr
wohnen mussten, weil sie in regularen Wohnraum umziehen konnten. All diese Personen haben
grundsatzlich einen Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein, sofern sie nicht einer Erwerbsta-
tigkeit nachgehen und Uber ausreichendes Einkommen verflgen. Erschwerend kommt bei den
FlGchtlingen hinzu, dass die allermeisten eine dreijahrige Wohnsitzauflage fir Meerbusch haben und
somit darauf angewiesen sind, hier vor Ort eine Wohnung zu finden. Dies gestaltet sich besonders
far groBe Familien sehr schwierig, da es gerade an groBen Wohnungen fehlt.

Grundsatzlich haben auBerdem alle Transferleistungsbezieher einen Anspruch auf einen Wohnbe-
rechtigungsschein und damit auch auf geférderten Wohnraum. Im Zeitraum vom 01.08.2022 -
31.07.2023 wurden 257 Wohnberechtigungsscheine in Meerbusch beantragt. Davon haben 165
Haushalte keine Wohnung gefunden bzw. sind nicht umgezogen. Diese Zahlen sind jedoch nicht
valide, da ein Wohnberechtigungsschein NRW-weit beantragt werden kann und auch NRW-weit
eingesetzt werden kann. HeiBt in der Praxis, dass ein in Meerbusch beantragter WBS in Wuppertal
eingesetzt werden kann und ein in Moers beantragten WBS in Meerbusch zum Einsatz kommen
kann. Das kann nicht nachvollzogen werden.

Hinzu kommt die Frage der Altersarmut, die gerade fir Meerbusch schwer zu beantworten ist. Auf
der einen Seite ist Meerbusch in statistischen Durchschnitt eine der reichsten Gemeinden in NRW
und damit ist naturlich auch ein Teil der Senioren betuchter. Andererseits jedoch sinkt das Rentenni-
veau immer noch ab. Das trifft insbesondere die Geringverdiener. AuBerdem geht jetzt die Generati-
on in Rente, flr die das Jobcenter keine Rentenbeitrage mehr abgefiihrt hat, so dass dort eine Ren-
tenllcke besteht. Dies fuhrt ebenfalls zu einem geringen Rentenanspruch. Durch die Einfihrung der
Grundrente hat es bisher keine entscheidenden Entlastungen gegeben. Eigenen Berechnungen zur
Folge, betrug in Meerbusch das Durchschnittsalter im Jahre 2021 45,3 Jahre, somit liegt es merklich
Uber dem fur das Land NRW ermittelten Durchschnittswert.

Damit sind in Meerbusch neben den Flichtlingen (hier insbesondere alleinstehende Manner und
GroB3familien), den Transferleistungsbeziehern auch die Senioren eine Gruppe, die auf preisgtnstigen
Wohnraum angewiesen ist. Dabei ist es von eminenter Wichtigkeit einen bedarfsorientierten gefor-
derten Wohnungsbau zu betreiben. In Meerbusch fehlt es zum Beispiel deutlich an geeigneten
Wohnungen fir GroBfamilien sowie an bezahlbaren, seniorengerechten, barrierearmen Wohnungen
(ggf. mit Service) nach dem Beispiel Paul-Klee-StraB3e.

Ein klug konstruierter 6ffentlicher Wohnungsbau fordert sozial ausgewogene Wohnquartiere und
verhindert so Segregation. Er schliet ebenso den Bau der notwendigen Infrastruktur ein und zielt
darauf ab, Stadte fir alle Menschen gleichermaB3en lebenswert zu gestalten. Er erzeugt also keine
sozialen Ghettos, wie es im sozialen Wohnungsbau der 1970er Jahre Ublich war.

Die aktuelle Forschung zeigt, dass die positiven Auswirkungen einer gelungenen Wohnraumférde-
rung auf die betroffenen Personen und die Gesamtwirtschaft erheblich sind. Letztlich lohnt sich 6f-
fentlicher Wohnungsbau auch fir den Staat. Uber hoheres Wachstum, mehr Beschaftigung und er-
hohte Staatseinnahmen finanziert er sich mittel- bis langfristig selbst. Berechnungen auf Basis mo-
derner makrodkonomischer Modelle zeigen, dass bereits nach 13 Jahren die 6ffentlichen Wohnbau-
investitionen fiskalische Uberschisse erzielen wiirden, die zur Schuldentilgung beitragen kénnten.
Klug konstruierter 6ffentlicher Wohnungsbau kann sich also doch fir alle Beteiligten lohnen.
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In der Praxis hat sich diese Einsicht teilweise schon durchgesetzt und in den letzten Jahren sind in
vielen deutschen Stadten neue Wohnquartiere mit ausgewogener sozialer Mischung entstanden.
Haufig diskutiert werden auch immer wieder mogliche , Fehlbelegungen” von geforderten Wohnun-
gen. Dies ist kein wirkliches Problem, denn haufig sind diese sogar gewollt, um gut funktionierende
Nachbarschaften und eine soziale Durchmischung nicht zu zerstéren.

Die oftmals aktuell propagierten Wohnungstauschborsen, bei denen altere Menschen aus ihren gro-
Ben Wohnungen in kleinere umziehen und somit Platz fir Familien schaffen, werden haufig nicht
adaquat genutzt. Der ,Tausch” eines alten, oftmals glinstigen Mietvertrages fir die groBe Wohnung
gegen einen neuen, oftmals teureren Mietvertrag fir eine deutlich kleinere Wohnung ist wenig at-
traktiv. Zudem mochten altere Menschen meist ihr gewohntes Umfeld und die gewachsene Nach-
barschaft nicht verlassen, da sie ihnen Sicherheit und Vertrautheit vermittelt.

Den Daten zufolge, die das Land im Rahmen der Sozialberichterstattung bei Kommunen und freien
Wohlfahrtsverbanden erhebt, ist die Zahl der Wohnungslosen auch im vergangenen Jahr weiter ge-
stiegen. Im Juni 2020 waren 50.000 Menschen als wohnungslos registriert. Dabei ist zu bertcksichti-
gen, dass die Statistik nur Personen erfasst, die sich in einer Unterbringung befinden oder in Kontakt
zu Beratungsstellen der Wohnungshilfen standen. Personen, die unmittelbar von Wohnungslosigkeit
bedroht sind, werden ebenso wenig registriert wie Menschen, die ausschlieBlich auf der Strale leben
und keine Hilfe in Anspruch nehmen.

Die Bauwirtschaft — insbesondere der Wohnungsbau — zeigte sich von der Pandemie lange Zeit vollig
unbeeindruckt und war 2020 und 2021 eine wichtige Stutze der Konjunktur. Der Wohnungsneubau
erreichte 2020 und 2021 Rekordergebnisse. Der Schwerpunkt lag im Geschosswohnungsbau, insbe-
sondere bei kleineren Wohnungen, und im geforderten Mietwohnungsbau. Allerdings haben sich die
Rahmenbedingungen fir Investitionen in den Wohnungsbau in 2022 deutlich verschlechtert. Unter
den Folgen eingeschrankter Lieferketten, Preissteigerungen in allen Bereichen, Verzogerungen bei
Bauprojekten und der Rezessionserwartung leidet auch das Investitionsklima. Insgesamt ist damit die
Suche nach bezahlbarem Wohnraum nicht einfacher geworden: Die Angebotsmieten setzten auch in
den Corona-Jahren ihren Anstieg fort. Hinzu kommt: Haushalte, die von Kurzarbeit und Arbeitslosig-
keit betroffen waren, dlrften splrbare EinkommenseinbuB3en erlitten haben. Auch war die Wohn-
raumversorgung von Gefllichteten, Rollstuhinutzern oder groBen Familien nach wie vor schwierig —
und das bereits vor der Ankunft der ersten Gefllchteten aus der Ukraine im Jahr 2022, was die an-
gespannte Situation zusatzlich verscharft hat. Die Wohnungslosigkeit ist erneut gestiegen. Bereits
seit Ende 2021 verteuern sich die Energiepreise und damit die Strom- und Heizkosten auch fur dieje-
nigen Haushalte, die nicht umziehen. Hier gilt es geeignete, zielfiihrende Strategien und Losungsan-
satze zu finden und zu entwickeln.

In Vertretung
gez.

Peter Annacker
Dezernent

Seite 4 von 4



	Zuständig
	Typ
	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Anlage

